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Das st�ndig komplexer werdende Normenwerk des Steuerrechts,
aber auch die Digitalisierung der Wirtschaft stellen die Angeh�ri-
gen der rechts- und steuerberatenden Berufe sowie die Wirtschafts-
pr�fer vor stets neue Herausforderungen. Durch das neue Restruk-
turierungsrecht sind weitere Aufgaben hinzugetreten. Schon vor
einigen Jahren hat der BGH entschieden, dass ein mit der Erstellung
eines Jahresabschlusses f�r eine GmbH beauftragter Steuerberater
verpflichtet ist zu pr�fen, ob sich auf der Grundlage der ihm zur
Verf�gung stehenden Unterlagen und der ihm sonst bekannten Um-

st�nde tats�chliche oder rechtliche Gegebenheiten ergeben, die
einer Fortf�hrung der Unternehmenst�tigkeit entgegenstehen
k�nnen. Verletzt der Steuerberater diese Pflicht und weist er den
Gesch�ftsf�hrer nicht auf einen m�glichen Insolvenzgrund und die
daran ankn�pfende Pr�fungspflicht hin, so haftet er f�r den dadurch
entstehenden Insolvenzvertiefungsschaden (so BGH, 26.1.2017 –
IX ZR 285/14, BGHZ 213, 374ff., BB 2017, 685ff.).

DurchdasGesetz zurFortentwicklungdes Sanierungs-undInsolvenz-
rechts (SanInsFoG) vom 22.12.2020 sind weitere Pflichten hinzuge-
treten. Mit dem SanInsFoG wurde nicht nur das Gesetz �ber den Stabi-
lisierungs- und Restrukturierungsrahmen f�r Unternehmen (StaRUG)
eingef�hrt, sondernu.a. auchdie Insolvenzordnungge�ndert.

�ber die bisherige Rechtsprechung des BGH zur Steuerberaterhaf-
tung hinaus wurden in § 102 StaRUG Hinweis- und Warnpflichten
geschaffen. Steuerberater, Steuerbevollm�chtigte, Wirtschaftspr�fer,
vereidigte Buchpr�fer und Rechtsanw�lte haben bei der Erstellung
eines Jahresabschlusses f�r einen Mandanten auf das Vorliegen eines
m�glichen Insolvenzgrundes nach §§ 17 bis 19 InsO hinzuweisen.
Obgleich lediglich die Zahlungsunf�higkeit gem. § 17 InsO und die
�berschuldung gem. § 19 InsO zu einer Insolvenzantragspflicht
f�hrten, ist nunmehr auch die drohende Zahlungsunf�higkeit gem.
§ 18 InsO zu pr�fen. Der Hintergrund dieser Regelung ist nur aus
dem Gesetzgebungsverfahren heraus verst�ndlich. Zun�chst war im
Regierungsentwurf vorgesehen, dass die Gesch�ftsleiter ab Eintritt
der drohenden Zahlungsunf�higkeit die Interessen der Gesamtheit
der Gl�ubiger zu wahren haben und f�r einen Verstoß gegen diese
Pflicht haften. Diese Vorschrift wurde im weiteren Gesetzgebungs-
verfahren allerdings fallen gelassen. Gleichwohl sollte der Steuer-
berater auch die drohende Zahlungsunf�higkeit sorgf�ltig pr�fen, da
z.B. § 91 Abs. 2 AktG den Vorstand verpflichtet, geeignete Maßnah-
men zu treffen, insbesondere ein �berwachungssystem einzurichten,
damit dem Fortbestand des Unternehmens entgegenstehende
Entwicklungen fr�h erkannt werden. Dies bedeutet, dass auch die
drohende Zahlungsunf�higkeit nach § 18 InsO als Indikator einer
herannahenden Krise zu beachten ist. Im �brigen gilt die Pflicht, ein
Krisenfr�herkennungssystem einzurichten, nicht nur f�r die Aktien-
gesellschaft, sondern f�r alle haftungsbeschr�nkten Gesellschafts-
formen.

Ein Weiteres schließt sich an: Der Berater hat die Gesch�ftsleiter
und Mitglieder der �berwachungsorgane auf die Pflichten, die aus
einem m�glichen Insolvenzgrund nach §§ 17 bis 19 InsO resultie-
ren, hinzuweisen, wenn entsprechende Anhaltspunkte offenkundig
sind und er annehmen muss, dass dem Mandanten die m�gliche In-
solvenzreife nicht bewusst ist. Zu diesen Pflichten geh�rt insbeson-
dere die Insolvenzantragspflicht, die aufgrund der verschiedenen
Rechts�nderungen inzwischen kaum noch verst�ndlich ist. Sie wur-
de durch das Gesetz zur vor�bergehenden Aussetzung der Insol-
venzantragspflicht und zur Begrenzung der Organhaftung bei einer
durch die COVID-19-Pandemie bedingten Insolvenz (COVInsAG)
vom 27.3.2020 bis zum 30.9.2020 ausgesetzt, sofern die Insolvenz-
reife auf der COVID-19-Pandemie beruht und Aussichten darauf be-
stehen, eine bestehende Zahlungsunf�higkeit zu beseitigen. Sodann
wurde durch das Gesetz zur �nderung des COVID-19-Insolvenzaus-
setzungsgesetzes vom 15.9.2020 (BGBl. 2020 I, S. 2016) die Aus-
setzung f�r die �berschuldeten, aber nicht zahlungsunf�higen
Rechtstr�ger bis zum 31.12.2020 verl�ngert. Durch das SanInsFoG
erfolgte dann zun�chst eine Verl�ngerung bis zum 31.1.2021 f�r
Rechtstr�ger, die vom 1.11.2020 bis 31.12.2020 einen Antrag auf fi-
nanzielle Hilfen im Rahmen der COVID-19-Pandemie gestellt ha-
ben. Diese Regelung wurde durch das Gesetz zur Verl�ngerung der
Aussetzung der Insolvenzantragspflicht und des Anfechtungsschut-
zes f�r pandemiebedingte Stundungen sowie zur Verl�ngerung der
Steuererkl�rungspflicht in beratenden F�llen und der zinsfreien Ka-
renzzeit f�r den Veranlagungszeitraum 2019 vom 15.2.2021 (BGBl.
2020 I, S. 237) bis zum 30.4.2021 verl�ngert, wenn die erlangbaren
Hilfen bis 28.2.2021 beantragt worden sind.

Weiterhin ist zu beachten, dass es nach § 15a InsO hinsichtlich der
Insolvenzantragsfristen seit dem 1.1.2021 zwischen dem Insolvenz-
grund der Zahlungsunf�higkeit, bei dem es bei der bisherigen Insol-
venzantragsfrist bleibt, und dem Insolvenzgrund der �berschuldung
zu differenzieren gilt. Der Insolvenzantrag ist grunds�tzlich ohne
schuldhaftes Z�gern zu stellen, bei Zahlungsunf�higkeit sp�testens
nach drei Wochen und bei �berschuldung sp�testens sechs Wochen
nach Eintritt der �berschuldung. Die Rechtsfolgen sind nunmehr
differenziert zu betrachten, weil die bislang im Gesellschaftsrecht
niedergelegten Erstattungsanspr�che nunmehr in § 15b InsO kon-
zentriert sind und dem Gesch�ftsf�hrer im Verh�ltnis zum bisheri-
gen Recht verschiedene Erleichterungen verschaffen. So kann er den
Erstattungsanspruch durch eigenen Sachvortrag auf den entstande-
nen Schaden beschr�nken (§ 15b Abs. 4 InsO). Zudem regelt § 15b
Abs. 8 InsO, dass eine Verletzung steuerrechtlicher Zahlungspflich-
ten nicht vorliegt, wenn zwischen Eintritt der Zahlungsunf�higkeit
nach § 17 InsO und der �berschuldung nach § 18 InsO und der Ent-
scheidung des Insolvenzgerichts �ber den Insolvenzantrag Anspr�-
che aus dem Steuerschuldverh�ltnis nicht oder nicht rechtzeitig er-
f�llt werden. Ob es zweckm�ßig ist, dem Gesch�ftsf�hrer in dieser
Konstellation zu einer Nichtzahlung der Steuern zu raten, ist haf-
tungstr�chtig. Zwar gilt der Grundsatz der Einheit der Rechtsord-
nung, es ist aber nicht zu verkennen, dass f�r die Haftungsbescheide
auf der Basis von §§ 34, 69 AO die Finanzgerichte zust�ndig sein
werden und nicht absehbar ist, ob diese die Exkulpation nach § 15b
Abs. 8 InsO anerkennen wollen.

Solide Steuerberatung war schon immer anspruchsvoll und gefahr-
geneigt. Durch die j�ngsten Entwicklungen ist sie insbesondere bei
Mandanten in der Krise noch deutlich haftungstr�chtiger geworden.
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